1. Mai 2011 -

Druck für den Mindestlohn erhöhen!

Zum 1. Mai 2011 fallen die noch geltenden Einschränkungen im Rahmen der europäischen Arbeitnehmer- und Dienstleistungsfreiheit fast vollständig weg. Es droht eine neue Runde des Lohndumpings. Unternehmen können dann auch Arbeitskräfte aus Mittel- und Osteuropa in Deutschland zu Löhnen einsetzen, wie sie in deren Herkunftsländern gelten. Schon gibt es vereinzelt Berichte von Leiharbeitsunternehmen, die planen, Niederlassungen in Polen zu eröffnen, nur um Beschäftigte zu den dortigen Löhnen anheuern und dann in Deutschland einsetzen zu können. 

Leidtragende eines solchen Lohndumpings sind deutsche und ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gleichermaßen. Dennoch versuchen rechtsextreme Kräfte, dieses Szenario für ihre Politik der Ausgrenzung und Abschottung gegenüber Migrantinnen und Migranten zu instrumentalisieren. Dagegen helfen nur ein flächendeckender, gesetzlicher Mindestlohn und die Durchsetzung des Prinzips »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit« in der Leiharbeit. 

Sieben Millionen Beschäftigte mit Niedriglöhnen 

Die Politik der Regierungen Schröder und Merkel hat in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass die Reallöhne stagnieren oder sogar sinken – und das trotz messbarer wirtschaftlicher Erholung. Bereits jetzt erhalten sieben Millionen Beschäftigte, mehrheitlich Frauen, für ihre Arbeit lediglich Niedriglöhne. 1,4 Millionen Menschen müssen ihren Lohn mit Hartz IV aufstocken. 

DIE LINKE fordert einen flächendeckenden und branchenübergreifenden Mindestlohn von 10  Euro. Denn nur der Mindestlohn stellt sicher, dass Menschen von ihrer Arbeit leben können, ohne zusätzlich auf Hartz IV angewiesen zu sein. Er verhindert, dass Niedriglöhne mit Steuergeld subventioniert werden, und sorgt dafür, dass die Binnennachfrage steigt und so neue Arbeitsplätze entstehen. Der Mindestlohn muss für alle abhängig Beschäftigten in Deutschland gelten – unabhängig davon, ob sie dauerhaft oder vorübergehend hier arbeiten. So wird verhindert, dass Unternehmen künftig ausländische und deutsche Beschäftigte gegeneinander ausspielen. 
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